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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV mit derzeit ca. 67.000 Mitgliedern ver-

tritt die Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und interna-

tionaler Ebene.  

 

Die Verfassungsbeschwerde greift ein Urteil des Landgerichts Berlin vom 22. August 

2013 (67 S 121/12) an, mit welchem eine Eigenbedarfskündigung für rechtmäßig erklärt 

worden ist. Der Eigentümer der Wohnung hat die Kündigung gegenüber der 

Beschwerdeführerin damit begründet, dass er zeitweise eine Zweitwohnung in einer 

anderen Stadt nutzen wolle, um dort ein Kind aus einer früheren Beziehung zu 

besuchen. Der Deutsche Anwaltverein kommt durch seinen 

Verfassungsrechtsausschuss zu dem Ergebnis, dass das Urteil nicht in 

verfassungswidriger Weise in das nach Art. 14 GG geschützte Besitzrecht der 

Beschwerdeführerin eingreift und auch nicht ihr Recht auf effektiven Rechtsschutz aus 

Art. 2 Abs. 2 GG i.V.m. dem Rechtsstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 3 GG) wegen 

unzumutbarer Verkürzung des Anspruchs auf gerichtliche Durchsetzung des 

materiellen Rechts verletzt. Die Nicht-Zulassung der Revision durch das Landgericht 

Berlin – danach hatte das Bundesverfassungsgericht ausdrücklich gefragt – stellt im 

Ergebnis keinen Entzug des gesetzlichen Richters nach Art. 101 Abs. 1 S. 2 GG dar. 

Zwar ist die formelhafte Begründung des Landgerichts nicht ausreichend, ein Verstoß 

gegen das Grundgesetz scheidet aber aus, weil eine Revisionszulassung angesichts 

der Einzelfallgestaltung nicht nahe gelegen hätte. 

 

A. Sachverhalt  

 

Nachfolgend werden zum besseren Verständnis zunächst die einschlägigen 

Vorschriften des BGB zur mietrechtlichen Eigenbedarfskündigung vorangestellt und 

hernach der konkrete Sachverhalt wiedergegeben.  

 

1. Bestimmungen des BGB zur Eigenbedarfskündigung in §§ 573  

und 574 BGB 

 

Die wesentlichen Bestimmungen des BGB zur Eigenbedarfskündigung finden sich in §§ 

573 und 574 BGB:  
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„§ 573 Ordentliche Kündigung des Vermieters  

(1) Der Vermieter kann nur kündigen, wenn er ein berechtigtes Interesse an der 

Beendigung des Mietverhältnisses hat. Die Kündigung zum Zwecke der 

Mieterhöhung ist ausgeschlossen. 

(2) Ein berechtigtes Interesse des Vermieters an der Beendigung des 

Mietverhältnisses liegt insbesondere vor, wenn  

1. der Mieter seine vertraglichen Pflichten schuldhaft nicht unerheblich 

verletzt hat,  

2. der Vermieter die Räume als Wohnung für sich, seine 

Familienangehörigen oder Angehörigen seines Haushalts benötigt oder  

3. der Vermieter durch die Fortsetzung des Mietverhältnisses an einer 

angemessenen wirtschaftlichen Verwertung des Grundstücks gehindert 

und dadurch erhebliche Nachteile erleiden würde; …  

(3) Die Gründe für ein berechtigtes Interesse des Vermieters sind in dem 

Kündigungsschreiben anzugeben. Andere Gründe werden nur berücksichtigt, 

soweit sie nachträglich entstanden sind. 

(4)  Eine zum Nachteil des Mieters abweichende Vereinbarung ist wirksam. 

 

§ 574 Widerspruch des Mieters gegen die Kündigung  

(1) Der Mieter kann der Kündigung des Vermieters widersprechen und von ihm die 

Fortsetzung des Mietverhältnisses verlangen, wenn die Beendigung des 

Mietverhältnisses für den Mieter, seine Familie oder einen anderen Angehörigen 

seines Haushalts eine Härte bedeuten würde, die auch unter Würdigung der 

berechtigten Interessen des Vermieters nicht zu rechtfertigen ist. Dies gilt nicht, 

wenn ein Grund vorliegt, der den Vermieter zur außerordentlichen fristlosen 

Kündigung berechtigt. 

(2) Eine Härte liegt auch vor, wenn angemessener Ersatzwohnraum zu zumutbaren 

Bedingungen nicht beschafft werden kann.  

(3) Bei der Würdigung der berechtigten Interessen des Vermieters werden nur die in 

dem Kündigungsschreiben nach § 573 Abs. 3 angegebenen Gründe 

berücksichtigt, außer wenn die Gründe nachträglich entstanden sind.  

(4) Eine zum Nachteil des Mieters abweichende Vereinbarung ist unwirksam.“  
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2.  Sachverhalt 

 

Dem Verfassungsbeschwerdeverfahren liegt folgender Sachverhalt zugrunde:  

 

Die Beschwerdeführerin (nachfolgend: Bf.) war im Zeitraum von 1987 bis 2013 (26 

Jahre) Mieterin der in der S.-Straße in Berlin-Friedrichshain belegenen Mietwohnung, 

bestehend aus 2 Zimmern, einer Küche, einem Bad, einer Toilette, einem Korridor 

sowie einem Kellerraum. Die Kaltmiete betrug 262,00 € für 57 m².  

 

Der Vermieter und Kläger des Ausgangsverfahrens ist verheiratet und lebt seit 2008 mit 

seiner Frau, der Zeugin M., und vier minderjährigen Kindern in Hannover. Aus 

beruflichen Gründen war er von Berlin nach Hannover verzogen. In Hannover ist der 

Kläger als Chefarzt in zwei Kliniken tätig. Neben seinen ehelichen Kindern hat er noch 

eine weitere nicht-eheliche Tochter, welche am 04.10.1999 geboren wurde und bei ihrer 

Mutter in Berlin lebt. Für diese Tochter hat der Kläger, zusammen mit der Kindesmutter, 

die gemeinsame elterliche Sorge übernommen.  

 

Darüber hinaus war der Kläger seit mehreren Jahren, zusammen mit einer weiteren 

Person, Mieter einer 4-Zimmer-Wohnung in der F.-Straße in Berlin-Kreuzberg. Im Jahre 

2011 stand der Name des Klägers noch am Klingelschild.  

 

Mit Schreiben vom 31.03.2010 sprach der Kläger gegenüber der Beschwerdeführerin 

die Kündigung des Mietverhältnisses wegen Eigenbedarfs an der Wohnung aus. Zur 

Begründung heißt es in dem Kündigungsschreiben:  

 

„Als weiteren Kündigungsgrund macht mein Mandant Eigenbedarf geltend. Wie Ihnen 

bekannt ist, ist mein Mandant mit seiner Familie berufsbedingt nach Hannover 

umgezogen. Er hat außerdem eine 10jährige nicht-eheliche Tochter, die bei ihrer Mutter 

in Berlin lebt. Mein Mandant hat für diese Tochter mit der Mutter das gemeinsame 

Umgangs- und Sorgerecht. Um dieses Umgangs- und Sorgerecht auch während der 

Schulzeit seiner Tochter ausüben zu können, ist es erforderlich, dass mein Mandant 

sich regelmäßig über mehrere Tage in Berlin aufhält. Aus diesem Grunde benötigt er 

die von Ihnen angemietete Wohnung, denn er verfügt über keine eigene Wohnung 

mehr in Berlin.  
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Ich weise darauf hin, dass in § 573 Abs. 2 BGB gerade der Eigenbedarf als 

„berechtigtes Interesse“ aufgezählt ist. Nach der Rechtsprechung des 

Bundesverfassungsgerichtes ist für das berechtigte Interesse des Vermieters an der 

Kündigung des Wohnraummieters ein nachvollziehbares Interesse des Vermieters an 

der Eigennutzung der Wohnung ausreichend. Dies ist bei der beabsichtigten 

Selbstnutzung zu Wohnzwecken, damit mein Mandant sein Umgangs- und Sorgerecht 

ausüben kann, unzweifelhaft gegeben.“  

 

Zum Zeitpunkt des Kündigungsschreibens verfügte der Kläger noch über eine 4-

Zimmer-Wohnung in der F. Straße in Berlin, welche noch von einer weiteren Person 

genutzt wurde, und erst zum 28.02.2011 gekündigt wurde. 

 

Mit Schreiben vom 15.10.2010 widersprach die Bf. der Eigenbedarfskündigung.  

 

1) Verfahren vor dem Amtsgericht Berlin 

 

Der Kläger erhob beim Amtsgericht Berlin Räumungsklage gegenüber der Bf..  

 

Das Amtsgericht Berlin hat die Klage durch Urteil vom 06.02.2012 abgewiesen. Zur 

Begründung führt es im Wesentlichen aus, der Kläger habe den Kündigungsgrund bzw. 

die Voraussetzungen für einen Eigenbedarf an der Wohnung weder hinreichend konkret 

vorgetragen noch unter Beweis gestellt. Der Kläger habe nicht einmal vorgetragen, die 

Wohnung regelmäßig am Wochenende nutzen zu wollen. Es sei gerichtsbekannt, dass 

ein Chefarzt mind. einen 10-Stunden-Tag habe, so dass bei realistischer 

Betrachtungsweise „nicht viel Raum für spontane Kurzbesuche in Berlin“ verbleibe. Zu 

berücksichtigen sei ferner, dass er im Kündigungszeitpunkt als Hauptmieter über die 4-

Zimmer-Wohnung in der F. Straße verfügt habe. Sein sich durch „Auslassung 

nachgewiesener Umstände“ auszeichnender Vortrag nähre daher Zweifel am 

ernstlichen Nutzungswillen des Beklagten an der Wohnung.  

 

Gegen das Urteil des Amtsgerichts Berlin legte der Kläger Berufung beim Landgericht 

Berlin ein.  
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2) Berufungsverfahren vor dem Landgericht Berlin 

 

Das Landgericht Berlin hat der Berufung des Beklagten mit Urteil vom 22.08.2013 

stattgegeben. Die Bf. wurde verurteilt, die von ihr inne gehaltene Wohnung zu räumen 

und geräumt an den Kläger herauszugeben.  

 

Zur Begründung führt das Landgericht im Wesentlichen aus, der Kläger habe ein 

berechtigtes Interesse an der Kündigung wegen Eigenbedarfs. Der im Gesetz in § 573 

Abs. 2 Nr. 2 BGB mit dem Merkmal des „Benötigens“ umschriebene Eigenbedarf sei ein 

objektiv nachprüfbarer, unbestimmter Rechtsbegriff, welcher voraussetze, dass der 

Vermieter ernsthafte, vernünftige und nachvollziehbare Gründe habe, die Wohnung für 

sich selbst bzw. Angehörige seiner Familie zu nutzen. Hierfür reiche der Wunsch und 

Wille allein, die Wohnung für sich oder andere berechtigte Personen zu nutzen, nicht 

aus; hinzutreten müsse ein Nutzungsinteresse von hinreichendem Gewicht und ein 

nicht übermäßiger Bedarf. Der Kläger benötige den Wohnraum als (Zweit-)Wohnung in 

Berlin, um sich regelmäßig mit seiner nicht-ehelichen, 13jährigen Tochter treffen zu 

können und auf diese Weise sein Umgangs- und Sorgerecht wahrzunehmen. In der 

57,48 m² großen Wohnung wolle er für seine nicht-eheliche Tochter ein Jugendzimmer 

einrichten. Dieser Eigennutzungswunsch sei nicht nur vorgeschoben, sondern 

hinreichend konkret vorgetragen. Dies ergebe sich insbesondere aus den Aussagen der 

Zeugin und Ehefrau des Klägers, der Zeugin M. An dem Familienwohnsitz in Hannover 

sei hinreichend Betreuungspersonal vorhanden, so dass es ihrem Mann möglich sei, 

anstatt wie bislang jedes zweite Wochenende die nicht-eheliche Tochter in Hannover zu 

Besuch zu haben, kurzfristig nach Berlin an- und abzureisen, um auf diese Weise an 

dem Alltags-, Vereins- und Schulleben seiner Tochter teilhaben zu können.  

 

Über alternativen Wohnraum in Berlin habe der Kläger im Kündigungszeitpunkt nicht 

verfügt. Die Wohnung in der F.-Straße käme insoweit nicht in Betracht, da sie lediglich 

mit einer Ofenheizung ausgerüstet gewesen sei und der Kläger während seiner 

voraussehbaren Abwesenheit von Hannover aus nicht in der Lage gewesen sei, diese 

pflichtgemäß frostfrei zu halten.  

 

Die Beendigung des Mietverhältnisses bedeute für die Beklagte keine unzumutbare 

Härte i. S. d. § 574 Abs. 1 S. 1 BGB. Hierzu habe die Beklagte vorgetragen, dass sie 
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aufgrund der langen Dauer des Mietverhältnisses an ihrem Wohnort sozial verwurzelt 

sei. Dies sei jedoch unbeachtlich, da die Beklagte weder erst- noch zweitinstanzlich 

konkret dazu vorgetragen habe, dass sie sich in der näheren Umgebung ihres 

bisherigen Wohnortes erfolglos um alternativen Wohnraum bemüht habe. Schon 

deshalb liege keine Härte vor.  

 

Das Landgericht hat die Revision gegen sein Urteil nicht zugelassen, da die 

Voraussetzungen des § 543 Abs. 2 S. 2 ZPO nicht vorlägen. Die Rechtssache habe 

keine grundsätzliche Bedeutung. Es sei auch nicht erforderlich, die Revision zur 

Fortbildung des Rechts oder zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung 

zuzulassen.  

 

Die Beschwerdeführerin hat innerhalb der ihr eingeräumten 3-monatigen Räumungsfrist 

anderweitig eine Wohnung in der K.-Straße in Berlin-Friedrichshain bezogen. Diese 

Wohnung bezeichnet sie als „Notwohnung“, da sie schlechter ausgestattet sei, 

insbesondere weder über einen Balkon noch eine Badewanne verfüge. Bei Aufhebung 

des Urteils des Berufungsurteils würde sie sofort in ihre bisherige Wohnung 

zurückziehen. Die Wohnung in der K.-Straße ist ca. 300 m von der bisherigen Wohnung 

in der S.-Straße belegen.  

 

B. Rechtliche Würdigung  

 

Gegen das Berufungsurteil des Landgerichtes Berlin richtet sich die 

Verfassungsbeschwerde der Beschwerdeführerin. Sie rügt die Verletzung ihres 

Eigentumsrechtes aus Art. 14 Abs. 1 GG, da das Landgericht keine sorgfältige 

Abwägung ihrer Interessen gegenüber den Vermieterinteressen angestellt habe, 

sondern den Vermieterinteressen Vorrang eingeräumt habe. Zudem rügt sie die 

Verletzung des Art. 101 Abs. 1 S. 2 GG. Das Landgericht habe die Nichtzulassung der 

Revision nicht nachvollziehbar begründet und auf diese Weise der Bf. ihren 

gesetzlichen Richter entzogen.  

 

Die Bf. hat die streitgegenständliche Wohnung geräumt und anderweitig ihren Wohnsitz 

genommen. Dies legt den Gedanken der Erledigung nahe (vgl. BVerfGE 110, 304 Tz. 

57 zu einem abgeschlossenen Notarauswahlverfahren).  
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Wenn auf eine Grundrechtsverletzung zu erkennen ist, besteht freilich wegen der 

Folgewirkung des Urteils ein berechtigtes Interesse an der Feststellung der 

Grundrechtsverletzung (Gedanke der Fortsetzungsfeststellungsklage § 113 Abs. 1 S. 3 

VwGO).  

 

Begründetheit der Verfassungsbeschwerde  

 

1.  Verletzung des Mieterrechtes auf Eigentum aus Art. 14 Abs. 1 S. 1 GG 

 

Das angegriffene Urteil verletzt die Bf. nicht in ihrem Grundrecht aus Art. 14 Abs. 1 S. 1 

GG. Das Landgericht Berlin lässt sich vielmehr in Übereinstimmung mit der 

Rechtsprechung des BVerfG (BVerfGE 68, 361 (373 f.) = NJW 1985, 2633; BVerfGE 

79, 292 (305) = NJW 1989, 970) von der verfassungsgemäßen Erwägung leiten, dass 

die Fachgerichte den gefassten Selbstnutzungsentschluss grundsätzlich zu akzeptieren 

und ihrer Rechtsfindung zu Grunde zu legen haben. Die Rechtsanwendung durch das 

Landgericht Berlin enthält keinerlei Anhaltspunkte für die Annahme, es habe den 

Eigentümerbelangen des Klägers unter grundsätzlicher Verkennung des 

Grundrechtsschutzes der Beschwerdeführerin einseitig den Vorrang eingeräumt..  

 

Die Eigentumsgarantie des Art. 14 Abs. 1 GG schützt nicht nur die Eigentumsposition 

des Vermieters. Auch das Besitzrecht des Mieters an der gemieteten Wohnung ist 

Eigentum i. S. v. Art. 14 Abs. 1 S. 1 GG (BVerfGE 89, 1 (5)). Die Befugnisse von Mieter 

und Vermieter zuzuordnen und abzugrenzen, ist Aufgabe des Gesetzgebers. Er muss 

die schutzwürdigen Interessen beider Seiten berücksichtigen und in ein ausgewogenes 

Verhältnis bringen. Die allgemein zuständigen Gerichte haben bei der Auslegung und 

Anwendung der maßgeblichen gesetzlichen Vorschriften des einfachen Rechts 

ebenfalls die durch die Eigentumsgarantie gezogenen Grenzen zu beachten; sie 

müssen dem Grundgesetz aufgrund verfassungsmäßiger Grundlage zum Ausdruck 

kommenden Interessenabwägungen in einer Weise nachvollziehen, die dem 

beiderseitigem Eigentumsschutz beachtet und unverhältnismäßige 

Eigentumsbeeinträchtigungen vermeidet (BVerfG 1. Kammer, NJW 2000, 2658 (2659); 

BVerfGE 89, 1 (8)).  
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Art. 14 Abs. 1 S. 1 GG bindet nicht nur den Gesetzgeber bei der inhaltlichen 

Ausgestaltung des Eigentums (Art. 14 Abs. 1 S. 2 GG). Die Fachgerichte haben 

ebenfalls bei Auslegung und Anwendung des § 573 BGB die durch die 

Eigentumsgarantie gezogenen Grenzen zu beachten und müssen die im Gesetz auf 

verfassungsmäßige Grundlage zum Ausdruck kommende Interessenabwägung in einer 

Weise nachvollziehen, die den Grundrechtsschutz des Eigentums beachtet und 

unverhältnismäßige Eigentumsbeschränkungen vermeidet. Die Schwelle eines 

Verstoßes gegen Verfassungsrecht, den das BVerfG zu korrigieren hat, ist erst erreicht, 

wenn die Entscheidung der Zivilgerichte Auslegungsfehler erkennen lässt, welche auf 

einer grundsätzlich unrichtigen Anschauung von der Bedeutung eines Grundrechts, 

insbesondere vom Umfang seines Schutzbereichs, beruhen und auch in ihrer 

materiellen Bedeutung für den konkreten Rechtsfall von einigem Gewicht sind 

(BVerfGE 79, 292 = NJW 1989, 970 (971)).  

 

Der Eigentumsschutz des Mieters steht demnach gerichtlichen Entscheidungen 

entgegen, welche die Bedeutung und Tragweite von Art. 14 Abs. 1 GG verkennen. Der 

Eigentumsschutz des Vermieters und der Eigentumsschutz des Mieters unterscheiden 

sich nicht strukturell (BVerfG NJW 1993, 2035 (2036)). Das Bestandsinteresse des 

Mieters und das Erlangungsinteresse des Vermieters sind bereits nach den 

einfachrechtlichen Vorgaben gegeneinander abzuwägen. Der Mieter hat dabei einen 

Anspruch darauf, dass die richterliche Abwägung der Bedeutung und der Tragweite 

seines Bestandsinteresses gerecht wird, also etwa richterlich nachgeprüft wird, ob der 

geltend gemachte Wohnbedarf weit überhöht, also, ob er zwar vorhanden ist, jedoch 

die Möglichkeit in Betracht kommt, ihn ohne Inanspruchnahme der gekündigten 

Wohnung zu befriedigen (BVerfG NJW 1993, 2035 (2036); BVerfGE 83, 82 (86 f.) = 

NJW 1991, 157). Darüber hinaus kann der Mieter verlangen, dass das Gericht bei der 

Anwendung der Sozialklausel des § 574 BGB und der Auslegung des unbestimmten 

Rechtsbegriffs der „Härte“ seinem verfassungsrechtlich verbürgten Bestandsinteresse 

hinreichend Rechnung trägt. 
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a) Kein übermäßiger Bedarf 

 

Diesen verfassungsrechtlichen Vorgaben genügt das Urteil des Berufungsgerichtes.  

 

Bei der Prüfung der Frage, ob der Vermieter vernünftige und billigenswerte Gründe für 

sein verfassungsrechtlich verbürgtes Erhaltungsinteresse geltend macht, ist den 

Absichten, den Motiven und der Lebensplanung des Vermieters gebührend Rechnung 

zu tragen. Die Instanzgerichte sind nicht befugt, die persönlichen Vorstellungen des 

Vermieters durch eigene Vorgaben über die Führung eines gelungenen Lebens zu 

ersetzen (BVerfGE 79, 292 = NJW 1989, 970 = WuM 1989, 114; Blank, in: Schmidt-

Futterer, MietR, 11. Aufl., 2013, § 573 Rn. 43). Zwar wird die Wohnung als räumlicher 

Mittelpunkt der freien Persönlichkeitsentfaltung des Mieters und als Freiraum 

eigenverantwortlicher Betätigung vor einer Kündigung ohne beachtliche Gründe 

geschützt (BVerfGE 68, 361 (371) = NJW 1985, 2633). Andererseits wird der Vermieter 

in seiner Freiheit geschützt, sein Eigentum entsprechend seinen eigenen Wünschen 

und Planungen entweder selbst oder durch privilegierte Angehörige nutzen bzw. nutzen 

zu lassen, wobei die Entscheidung über seinen Bedarf grundsätzlich zu achten ist und 

ihm nicht fremde Vorstellungen über seine weitere Lebensplanung aufgedrängt werden 

dürfen (BVerfG NJW 1993, 2035 (2036); BVerfGE 79, 292 (305) = NJW 1989, 970). Die 

Instanzgerichte dürfen dem Vermieter seinen Nutzungswunsch weder „ausreden“ noch 

ihm eine andere Lebensplanung aufzwingen (Blank, in: Schmidt-Futterer, MietR, a.a.O., 

§ 573 Rn. 43 m. w. N.; Weidenkaff, in: Palandt, BGB, 73. Aufl., 2014, § 573 Rn. 28 m. 

w. N.). Der Umstand, dass der Vermieter seinen Bedarf durch vorangegangene 

Fehlplanung selbst verursacht haben mag, steht einer Eigenbedarfskündigung deshalb 

grundsätzlich nicht entgegen (BVerfG WuM 1993, 231). Eine Kündigung ist freilich nach 

dem Vorgesagten dann unwirksam, wenn der Vermieter mit dem Erlangungswunsch 

einen weit überhöhten Wohnbedarf geltend macht (BVerfG WuM 1993, 231). 

 

Bei der Prüfung der Frage nach dem Übermaß ist kein kleinlicher Maßstab anzulegen. 

Die Nachprüfung des Entschlusses des Vermieters, seine Wohnung künftig selbst zu 

nutzen, ist weder durch die Instanzgerichte noch durch das Bundesverfassungsgericht 

unbeschränkt zulässig. Bei der Eigenbedarfskündigung geht es für beide Vertragsteile – 

und damit auch für den Vermieter – um Interessen mit starkem personalem Einschlag 

(BVerfGE 79, 292 = NJW 1989, 970 (971); BVerfGE 68, 361 (371) = NJW 1985, 2633). 
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Die Wohnung macht einen Teil des persönlichen Lebenszuschnittes aus. Das 

Interesse, eine bestimmte Wohnung nutzen zu wollen, lässt sich nicht in erster Linie 

anhand von objektiven Kriterien messen. Vielmehr ist dieser Wunsch durch den 

bisherigen Lebensweg eines Menschen, seinen Zukunftsplanungen und seinen 

persönlichen Präferenzen bestimmt. Richtern eine dementsprechende 

Überprüfungsbefugnis über Lebensinhalte und Pläne der Betroffenen einzuräumen, 

stellte einen unverhältnismäßigen Eingriff in deren Freiheitssphäre dar und schösse 

über das Regelungsziel der §§ 573, 574 BGB hinaus (BVerfGE 79, 292 = NJW 1989, 

970 (971)).  

 

So ist es nicht zu beanstanden, wenn ein Ehepaar in eine 74 m² große 3-Zimmer-

Wohnung einziehen will, obgleich eine 56 m² große 2-Zimmer-Wohnung freisteht 

(BVerfG NJW 1991, 158 = WuM 1991, 145). Unbedenklich ist es auch, wenn ein 

Eigentümer eine 72 m² große Wohnung kündigt, um diese mit einer bislang genutzten 

65 m² großen Wohnung zusammenzulegen, um für sich und seine künftige Ehefrau 

eine angemessen große Wohnung zu schaffen (BVerfG NJW 1993, 1637 = ZMR 1993, 

315; w. N. bei Blank, in: Schmidt-Futterer, MietR, § 573 Rn. 43, Rn. 146 f.).  

 

Der Kläger macht Bedarf für sich und seine Tochter an einer 57 m² großen Wohnung 

geltend. Dort will er ein Jugendzimmer für seine Tochter einrichten, um seinen 

Vaterpflichten zu genügen und die gemeinsame elterliche Sorge für sein nicht-eheliches 

Kind auszuüben. Ein überhöhter Bedarf ist hierin nach verfassungsrechtlichen 

Grundsätzen nicht zu sehen.  

 

Die Instanzgerichte waren auch nicht gehalten, den Kläger auf eine vorrangige Nutzung 

der im Kündigungszeitpunkt noch angemieteten 4-Zimmer-Wohnung in der F. Straße in 

Berlin-Kreuzberg zu verweisen. Aus welchen Gründen der Kläger vorrangig die in 

seinem Eigentum stehende 57 m² großen Wohnung in Friedrichshain vor der 

angemieteten 4-Raum-Wohnung in Kreuzberg nutzen wollte, ist allein seine Sache. Der 

Kläger mag dadurch motiviert gewesen sein, dass er die Mietwohnung nicht alleine, 

sondern mit einem Dritten nutzte und so ein ungestörtes wochenendliches Treffen mit 

seiner nicht-ehelichen Tochter in der Mietwohnung nicht gewährleistet ist. 

Verfassungsrechtlich letztlich ausschlaggebend ist jedoch, dass der Vermieter nicht 

gehalten ist, sämtliche persönlichen Lebenssachverhalte und Lebensplanungen 
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gegenüber seinem Mieter zu offenbaren. Für seinen Eigenbedarf hat er lediglich 

vernünftige und nachvollziehbare Gründe darzutun. Dem Mieter muss es lediglich 

möglich sein, sich frühestmöglich Klarheit über seine Rechtsposition zu verschaffen. Er 

soll in die Lage versetzt werden, rechtzeitig alles Erforderliche zur Wahrung seiner 

Interessen zu veranlassen (BVerfG NJW 1992, 1379).  

 

Dass der Kläger insoweit, als das er die Räumlichkeiten in der F. Straße nicht in seinem 

Kündigungsschreiben angegeben hat, möglicherweise seinen einfach gesetzlichen 

Begründungspflichten nach § 573 Abs. 3 BGB nicht genügt hat, spielt im 

Beschwerdeverfahren keine Rolle. Die Bf. hat dies zum einen nicht gerügt. Zum 

anderen wäre sie verfahrensrechtlich dazu gehalten gewesen, insoweit entweder 

Tatbestandsberichtigung zu verlangen oder zumindest eine Anhörungsrüge zu erheben.  

 

b) Berechtigter Eigenbedarf ist nicht auf Nutzungsinteresse als 

Lebensmittelpunkt beschränkt 

 

Soweit die Bf. geltend macht, der Kläger habe keinen hinreichend intensiven 

Nutzungsbedarf dargelegt, insbesondere wolle er die gekündigte Wohnung nicht zu 

seinem Lebensmittelpunkt erheben, sondern lediglich als Zeitwohnung nutzen, hat das 

Landgericht Berlin die verfassungsrechtlichen Grenzen der Auslegung des § 573 BGB 

nicht missachtet.  

 

Die Bf. verkennt, dass nach der vom Bundesverfassungsgericht (BVerfGE 84, 366 = 

NJW 1992, 105 (106) zu § 564 a BGB a. F.) grundsätzlich gebilligten ständigen 

Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes das berechtigte Interesse i. S. d. § 573 Abs. 

1 S. 1 BGB gleichgewichtig neben den nicht abschließenden Katalogtatbeständen des 

§ 573 Abs. 2 BGB genannten Kündigungsgründen steht (BGH NZM 2012, 501; BGH 

NZM 2007, 639 = NJW-RR 2007, 1460; BGH NZM 2007, 681 Tz. 13). Im Hinblick auf 

die Frage, ob ein Interesse als berechtigt i. S. d. § 573 Abs. 1 S. 1 BGB anzusehen ist, 

kommt es allein darauf an, ob es ebenso schwer wiegt wie die in § 573 Abs. 2 BGB 

beispielhaft aufgeführten Kündigungsgründe (BGH a.a.O.).  

 

Sowohl das Bestandsinteresse des Mieters als auch das Erhaltungsinteresse des 

Vermieters werden durch die Eigentumsgarantie des Art. 14 Abs. 1 S. 1 GG geschützt.  
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Art. 14 Abs. 1 GG schützt jedoch nicht nur das Wohneigentum zu Wohnzwecken. 

Grundsätzlich darf der Eigentümer – so lange er die Sozialbindung seines Eigentums 

achtet – nach Belieben mit seinem Eigentum verfahren. Der personale Einschlag der 

Verfassungsgarantie des Art. 14 Abs. 1 GG beinhaltet den Schutz der Lebensplanung 

des Eigentümers. Grundsätzlich kommt es auf seine Sicht der Dinge an, wie er die 

Wohnung nutzen will. Hier ist das Interesse des Klägers an einem ungezwungenen und 

familiären Umgang mit seiner nicht-ehelichen Tochter auch durch das Grundrecht des 

Art. 6 Abs. 1, Abs. 2 und Abs. 5 GG ausdrücklich geschützt.  

 

Aus diesem Grund hat der BGH bereits mit Beschluss vom 05.10.2005 (- VIII ZR 

127/05 -, NJW 2005, 3782 = NZM 2005, 943) erkannt, dass im Hinblick auf die durch 

Art. 12 Abs. 1 GG geschützte Berufsfreiheit des Vermieters ein begründetes Interesse 

an der Beendigung eines Mietverhältnisses nach § 573 Abs. 1 S. 1 BGB bestehen 

kann, wenn er die in seinem Eigentum stehende Wohnung nicht ausschließlich für 

Wohnzwecke, sondern überwiegend für berufliche Zwecke (Einrichtung eines 

Architekturbüros) nutzen will.  

 

Einfach-gesetzlich stellt die Generalklausel des „berechtigten Interesses“ an der 

Beendigung des Mietverhältnisses in § 573 Abs. 1 S. 1 BGB den Auffangtatbestand zu 

den Regeltatbeständen des § 573 Abs. 2 BGB, also auch zu der Nr. 2 der 

Eigenbedarfskündigung wegen „benötigtem Wohnraums“, dar.   

 

Unter verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten kann es keinen Unterschied machen, ob 

der Nutzungswille des Eigentümers einen größeren Bezug zu seiner Berufsfreiheit (Art. 

12 Abs. 1 GG), seinen Eigentümerbefugnissen (Art. 14 Abs. 1 GG) oder – wie hier – 

zum Schutz von Ehe und Familie aufweist.  

 

Der BGH hat seine Rechtsprechungslinie mit Urteil vom 09.05.2012 (- VIII ZR 238/11 -, 

NZM 2012, 501 = NJW 2012, 2342) fortgesetzt und dem Gesamtverband der 

Evangelischen Kirchengemeinden ein Kündigungsrecht für den Fall eingeräumt, dass in 

der bisher vermieteten Wohnung eine Beratungsstelle für Erziehungs-, Ehe- und 

Lebensfragen eingerichtet werden solle. Selbst wenn der Vermieter eine juristische 

Person des öffentlichen Rechts ist – so der BGH - kann ihm ein berechtigtes Interesse 
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an einer Eigenbedarfskündigung i. S. d. § 573 Abs. 1 BGB bei einem dem § 573 Abs. 2 

Nr. 2 BGB „artverwandten“ Interesse zustehen (BGH a.a.O. Tz. 13).  

 

Zuletzt hat der BGH aufgrund von Art. 12 Abs. 1 GG ein berechtigtes Interesse des 

Vermieters an einer Kündigung i. S. d. § 573 Abs. 1 S. 1 BGB anerkannt, wenn die 

vermietete Wohnung künftig nicht nur überwiegend, sondern ausschließlich für die 

berufliche Tätigkeit der Frau des Vermieters als Rechtsanwältin genutzt werden soll 

(BGH Versäumnisurteil v. 26.09.2012 – VIII ZR 330/11 -, NJW 2013, 225 = NZM 2013, 

22 Tz. 14 f.). Kurzum: Auch wenn der Vermieter die Wohnung nicht zum Wohnen 

„benötigt“, sondern andere, verfassungsrechtlich legitime und gleichrangige Interessen 

verfolgt, liegt ein berechtigtes Eigenbedarfsinteresse des Vermieters vor. 

 

Das BVerfG hat die vorstehende Rechtsprechung des BGH, wonach der einfach 

gesetzliche Kündigungstatbestand des § 573 Abs. 1 S. 1 BGB den in § 573 Abs. 2 BGB 

genannten Regelfallbeispielen gleichgewichtig sein muss und kann, gebilligt (BVerfGE 

84, 366 (371) = NJW 1992, 105 zu § 564 a BGB a. F.).  

 

c) Eigenbedarf und Drittnutzungsbedarf 

 

Verfassungsrechtlich entscheidend ist daher nicht, ob und in welchen Intervallen der 

Kläger die gekündigte Wohnung als „Zweitwohnsitz“ nutzen will. Verfassungsrechtlich 

ebenso wie einfach gesetzlich ist entscheidend, ob im Lichte der Verfassung ein 

berechtigtes Interesse an der Beendigung des Mietverhältnisses vorliegt.  

 

Dieses Interesse ist nicht darauf beschränkt, dass der Kläger seinen Lebensmittelpunkt 

in der gekündigten Wohnung zu nutzen gedenkt, sondern anhand des 

verfassungsrechtlich verbürgten Schutzes seiner Lebenspläne zu ermitteln. Der Kläger 

macht geltend, er wolle die ihm zustehende elterliche Sorge über sein nicht-eheliches 

Kind ausüben. Ob dieses Interesse einen näheren Sachbezug zum 

verfassungsrechtlich verbürgten Eigentumsschutz nach Art. 14 Abs. 1 S. 1 GG aufweist 

oder einen näheren Sachbezug zum verfassungsrechtlichen Schutz der Familie (Art. 6 

GG), vermag dahinzustehen. Beides ist jedenfalls einschlägig.  
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Fest steht, dass nach der vom BVerfG gebilligten Rechtsprechung des BGH auch ein 

„Drittnutzungsbedarf“ als berechtigter Kündigungsgrund anzuerkennen ist.  

 

Auch das Interesse der nicht-ehelichen Tochter an dem Umgang mit ihrem leiblichen 

Vater ist durch Art. 6 GG geschützt und stellt sich als berechtigter Drittnutzungsbedarf 

dar. 

 

2. Verletzung des Rechtes auf effektiven Rechtsschutz aus Art. 2 Abs. 2 GG 

i.V.m. dem Rechtsstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 3 GG) wegen unzumutbarer 

Verkürzung des Anspruchs auf gerichtliche Durchsetzung des materiellen 

Rechts 

 

Die Bf. hat zwar in erster Linie die Verletzung des Art. 14 Abs. 1 S. 1 GG gerügt. Dies 

hindert jedoch nicht an einer Prüfung des angegriffenen Urteils am Maßstab des Art. 2 

Abs. 1 GG i. V. m. dem Rechtsstaatsprinzip.  

 

Aus dem Rechtsstaatsprinzip des Grundgesetzes ist für bürgerlich rechtliche 

Streitigkeiten im materiellen Sinn die Gewährleistung eines wirkungsvollen 

Rechtsschutzes abzuleiten. Dieser muss die grundsätzlich umfassende tatsächliche 

und rechtliche Prüfung des Streitgegenstands durch den Richter ermöglichen (BVerfG 

NJW 1992, 105; BVerfGE 54, 277 (291) = NJW 1974, 1499). Dem Richter ist es daher 

verwehrt, durch übermäßig strenge Handhabung und verfahrensrechtlicher Schranken 

den Anspruch auf gerichtliche Durchsetzung des materiellen Rechts unzumutbar zu 

verkürzen (BVerfG a.a.O.). Jedenfalls darf es dem Rechtssuchenden nicht von 

vornherein unmöglich gemacht werden, eine umfassende tatsächliche und rechtliche 

Prüfung seines Begehrens zu erreichen.  

 

Das Landgericht hat das Vorbringen der Bf., sie wohne seit 1987 in der gekündigten 

Mietwohnung zutreffend unter dem unbestimmten Begriff der „Härte“ i. S. d. § 574 Abs. 

1 BGB berücksichtigt.  

 

Ihr Vorbringen, sie finde keinen angemessenen Ersatzwohnraum in Berlin-

Friedrichshain und werde durch die Kündigung aus ihrem sozialen Umfeld gerissen, hat 

das Berufungsgericht unter Hinweis auf § 574 Abs. 2 BGB zurückgewiesen. Nach 
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dieser einfach gesetzlichen Vorschrift besteht eine Obliegenheit des Mieters mit Erhalt 

der Kündigung, sich um Ersatzwohnraum zu bemühen (Weidenkaff, in: Palandt, BGB, § 

574 Rn. 9).  

 

Diese verfahrensrechtliche Anforderung in Form einer Obliegenheit verkürzt den 

Anspruch des Mieters auf die gerichtliche Durchsetzung des materiellen Rechts nicht 

unzumutbar. Die Verfassungsmäßigkeit der Vorschrift des § 574 Abs. 2 BGB werden in 

Schrifttum und Rechtsprechung soweit ersichtlich nicht in Zweifel gezogen (Weidenkaff, 

in: Palandt, BGB, a.a.O., § 574 Rn. 9 m. w. N.; Blank, in: Schmidt-Futterer, MietR, 

a.a.O., § 574 Rn. 28 f. m. w. N.).  

 

Die Obliegenheit des Mieters, sich um Ersatzwohnraum zu bemühen, stellt sich 

spiegelbildlich als Korrelat zu der Begründungspflicht des Vermieters nach § 573 Abs. 3 

BGB dar. Für den Vermieter stellt die Begründungspflicht ebenfalls eine nicht 

unerhebliche Beeinträchtigung dar, da er seine private Lebensplanung offen legen 

muss.  

 

3.  Verletzung des Rechtes auf effektiven Rechtsschutz aus Art. 2 Abs. 2 GG 

i.V.m. dem Rechtsstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 3 GG) wegen willkürlicher 

Verwehrung des Zugangs zum Revisionsgericht sowie Verletzung des Art. 

101 Abs. 1 S. 2 GG 

 

Der Sache nach rügt die Bf. eine Verletzung ihres Rechtes auf effektiven Rechtsschutz 

aus Art. 2 Abs. 1 GG i. V. m. mit dem Rechtsstaatsprinzip. In einer willkürlichen 

Verletzung (hier § 543 ZPO) kann auch ein Verstoß gegen Art. 101 Abs. 1 S. 1 GG 

liegen. Insbesondere kann eine Verletzung von Art. 101 Abs. 1 S. 2 GG dann 

angenommen werden, wenn das Fachgericht die Nichtzulassung der Revision nicht 

nachvollziehbar begründet , obwohl die Zulassung der Revision nahegelegen hätte 

(BVerfG, NJW 2012, 1715 Rdnr.19). 

 

Für den Zivilprozess ergibt sich das Gebot effektiven Rechtsschutzes aus dem 

allgemeinen Justizgewährungsanspruch nach Art. 2 Abs. 1 GG i. V. m. Art. 20 Abs. 3 

GG (BVerfG NJW 2011, 1276 (1277); BVerfGE 85, 337 (345) = NJW 1992, 1673; 

BVerfG 97, 169 (185) = NJW 1998, 1475). Es begründet zwar keinen Anspruch auf eine 



 - 18 - 

weitere Instanz; die Entscheidung über den Umfang des Rechtsmittelzugs bleibt 

vielmehr dem Gesetzgeber überlassen (BVerfG NJW 2011, 1276 (1277); BVerfGE 89, 

381 (390) = NJW 1994, 1053). Hat der Gesetzgeber sich jedoch für die Eröffnung einer 

weiteren Instanz entschieden und sieht die betreffende Verfahrensordnung 

dementsprechend ein Rechtsmittel vor, so darf der Zugang dazu nicht in unzumutbarer, 

aus Sachgründen nicht mehr zu rechtfertigender Weise erschwert werden (BVerfG, 

Beschluss vom 08.12.2010 – 1 BvR 381/10 – , NJW 2011, 1276 (1277) m. w. N.).  

Lässt ein Fachgericht ein Rechtsmittel nicht zu, müssen die Urteilsgründe das 

Bundesverfassungsgericht in die Lage versetzen zu überprüfen, ob das Gericht dabei 

ein von der jeweiligen Rechtsordnung grundsätzlich eröffnetes Rechtsmittel ineffektiv 

gemacht hat (vgl. BVerfGE 104, 220, 231 f. m.w.N.). Darin liegt kein Widerspruch zu 

dem Grundsatz, dass letztinstanzliche Entscheidungen von Verfassungs wegen nicht 

begründet zu werden brauchen (vgl. BVerfGE 50, 287, 289 f.; 104, 1, 7 f.). Die 

Begründungsobliegenheit folgt in dieser Konstellation aus Art. 19 Abs. 4 GG oder - im 

Zivilprozess - aus Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 20 Abs. 3 GG sowie, wenn die 

Nichteröffnung der weiteren Instanz als Entzug des gesetzlichen Richters gerügt wird, 

aus Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG. Denn ein Berufungsgericht, das die Revision nicht 

zulässt, entscheidet, falls die Nichtzulassungsbeschwerde nicht eröffnet ist, 

unanfechtbar über die Erreichbarkeit von höherinstanzlichem Rechtsschutz im 

konkreten Fall. Unterlässt das Fachgericht eine nachvollziehbare Begründung seiner 

Nichtzulassungsentscheidung, kommt eine Aufhebung durch das 

Bundesverfassungsgericht dann in Betracht, wenn die Zulassung des Rechtsmittels 

nahegelegen hätte (BVerfG, NJW 2012, 1715 Rdnr. 19). 

 

Die Nichtzulassung der Revision durch das Landgericht Berlin verstößt nicht gegen die-

se Grundsätze.  

 

Das Landgericht Berlin hat in Bezug auf das Besitzrecht des Mieters in 

Eigenbedarfskündigungsfällen das Grundrecht des Mieters aus Art. 14 Abs. 1 S. 1 GG 

nicht verkannt. Wir verweisen insoweit auf die Ausführungen unter B. Ziffer 1. dieser 

Stellungnahme. Das Landgericht Berlin hat die Rechtsprechung des 

Bundesverfassungsgerichts zum Grundrecht des Mieters in Betracht gezogen und 

demgegenüber das Grundrecht des Eigentümers aus Art. 14 GG und Art. 6 GG 

gegenüber dem Grundrecht des Mieters abgewogen. Die Abwägung ist sorgfältig und 
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nach Durchführung einer umfassenden Beweisaufnahme erfolgt. Wie oben bereits 

dargestellt wurde, ist nicht ersichtlich, dass bei dieser Güterabwägung das Grundrecht 

der Beschwerdeverführerin aus Art. 14 GG verkannt worden wäre.  

 

Das Landgericht lässt jedoch eine nachvollziehbare Begründung seiner 

Nichtzulassungsentscheidung vermissen.  Es hat die Nichtzulassung der Revision wie 

folgt begründet: 

 

„Die Revision ist nicht zuzulassen, weil die Voraussetzungen des § 543 Abs. 2 S. 1 

ZPO nicht gegeben sind. Die Rechtssache hat keine grundsätzliche Bedeutung. Es ist 

nicht erforderlich, die Revision zur Fortbildung des Rechts oder zur Sicherung einer 

einheitlichen Rechtsprechung zuzulassen. „ 

 

Eine solche formelhafte, letztlich nur den Gesetzeswortlaut wiederholende rein formale 

Begründung reicht nach Auffassung des Deutschen Anwaltvereins zumindest dann 

nicht aus, wenn – wie in diesem Fall – aufgrund  des geringen Gegenstandswerts die 

Beschwerde der Nichtzulassung der Revision zum BGH ausscheidet. Gerade in diesen 

Fällen – in denen die Nichtzulassung der Revision einer Kontrolle durch den BGH ent-

zogen ist – müssen die Instanzgerichte zumindest im Ansatz nachvollziehbar darlegen, 

worauf sie die Nichtzulassung stützen. Dazu reicht die Wiedergabe des Gesetzeswort-

lautes nicht aus. Vielmehr bedarf es nachvollziehbarer Darlegungen dazu, dass die ge-

setzlichen Zulassungstatbestände im konkreten Fall nicht vorliegen. Daran fehlt es in 

der Entscheidung des Landgerichts.  

 

Im vorliegenden Fall scheidet gleichwohl ein Entzug des gesetzlichen Richters aus, weil 

die Zulassung der Revision nicht nahegelegen hätte.  

 

Die Rechtssache hat keine grundsätzliche Bedeutung, weil es sich um eine Einzelfall-

entscheidung handelt. Das folgt aus der Urteilsbegründung, in der das Landgericht sehr 

ausführlich auf die Besonderheiten des zu entscheidenden Falles eingeht und die 

durchgeführte Beweisaufnahme würdigt. Aus der zehnseitigen Begründung des 

Landgerichts wird deutlich, dass es sich um einen sehr speziell gelagerten Fall handelt, 

der nicht verallgemeinert werden kann.  
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Die Zulassung der Revision lag auch nicht nahe, weil es zum Teil unterschiedliche 

Rechtsprechung zum Thema „Zweitwohnungsnutzung“ gibt. 

 

Der Bf. ist zwar einzuräumen, dass – vor allem in der erstinstanzlichen Rechtsprechung 

– die Frage nach dem berechtigten Kündigungsinteresse bei einem Nutzungsinteresse 

als Zweitwohnung nach wie vor umstritten ist (Blank, in: Schmidt-Futterer, MietR, 

a.a.O., § 573 Rn. 104 m. w. N.). Zum Teil erkennt die erstinstanzliche Rechtsprechung 

das Interesse an der Nutzung als Zweitwohnung nicht als berechtigtes 

Eigenbedarfsinteresse an (AG München ZMR 2004, 44; AG Charlottenburg Urt. v. 

02.10.1992 – 12 b C 135/92 -; AG Schöneberg Urt. v. 30.05.1991 – 2 C 436/90 -; 

Weßel WuM 2004, 581). Von anderen Instanzgerichten wird das billigenswerte 

Nutzungsinteresse an einer Zweitwohnung bejaht (LG Hamburg WuM 1991, 491; AG 

Hanau MDR 1980, 849; Weidenkaff, in: Palandt, BGB, a.a.O., § 573 Rn. 28; 

Hermanns/Weers-Hermanns NZM 2011, 8 m. w. N.). Im Kern kreist diese 

Auseinandersetzung um die Frage, ob der Begriff des „Benötigens“ im Sinne des § 573 

Abs. 2 Nr. 2 BGB auf ein Interesse an einer Wohnraumnutzung in dem Sinne auszule-

gen ist, dass der Vermieter in der gekündigten Wohnung seinen Lebensmittelpunkt 

wählen muss.  Nach der gefestigten Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes (BGH 

NJW 2005, 3782; BGH NJW 2012, 2342; BGH NJW 2013, 225; ablehnend Blank, in: 

Schmidt-Futterer, MietR, a.a.O., § 573 Rn. 204) ist jedoch abschließend geklärt, dass 

eine Eigenbedarfskündigung nicht nur dann in Betracht kommt, wenn Wohnraum 

„benötigt“ wird (§ 573 Abs. 2 Nr. 2 BGB), sondern auch wenn ein gleichgewichtiger 

schwerwiegender Grund ein berechtigtes Interesse i. S. d. § 573 Abs. 1 S. 1 BGB 

rechtfertigt. Der BGH spricht insoweit von einem „artverwandten“ Interesse (BGH NJW 

2012, 2342 Tz. 13), das das Eigenbedarfsinteresse des Vermieters begründen kann. 

Angesichts dieser höchstrichterlichen Rechtsprechung fehlte es für eine Revisionszu-

lassung an der Klärungsbedürftigkeit der entsprechenden Rechtsfrage. Diese ständige 

Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes zu der Gleichrangigkeit der 

Kündigungsgründe nach § 573 Abs. 1 BGB und 573 Abs. 2 BGB hat das 

Bundesverfassungsgericht gebilligt (BVerfGE 84, 366 = NJW 1992, 105 (106) zu § 564 

a BGB a.F.).  
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Hinzu kommt, dass Gegenstand des Verfahrens keine typische Nutzung einer Zweit-

wohnung ist. Vielmehr zeichnet sich der Fall durch Besonderheiten aus, die ihn als aty-

pisch erscheinen lassen. Ins Gewicht fällt insbesondere, dass das Interesse an der 

Nutzung als Zweitwohnung dem Kontakt zwischen dem Vater und seiner nicht-

ehelichen Tochter dient und damit in den Schutzbereich von Art. 6 GG fällt. Aufgrund 

dieser Besonderheiten wäre eine rechtsgrundsätzliche  Klärung der Frage, unter wel-

chen Voraussetzungen eine Nutzung als Zweitwohnung im Regelfall eine Eigenbe-

darfskündigung rechtfertigt, nicht zu erwarten gewesen. Im Revisionsverfahren hätten 

aufgrund der spezifischen Besonderheiten des Falles keine Grundsätze entwickelt wer-

den können, die Leitlinie für  eine einheitliche Rechtsprechung zur Frage des Eigenbe-

darfsinteresses bei der Kündigung einer Zweitwohnung sein könnten. 

 

Damit hätte eine Zulassung der Revision aber auch nicht zur Fortbildung des Rechts 

oder zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung nahegelegen.  

 

Das Berufungsgericht hat der Bf. nicht objektiv willkürlich den Zugang zur 

Revisionsinstanz verwehrt.  

 

C. Ergebnis 

 

Der Verfassungsrechtsausschuss des DAV hält die Verfassungsbeschwerde im 

Ergebnis für unbegründet. Die geltend gemachte Verletzung von Grundrechten liegt 

nicht vor.  


